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Der Wandel in Tunesien und Ägypten kam überraschend. Jetzt muss die 
Europäische Union ihn mit einer Transformationspartnerschaft aktiv  
unterstützten. Dafür sollten ihre alten Instrumente und Strategien gründ-
lich und schnell überarbeitet werden. Und die EU muss ihren  
Agrarmarkt für Produkte aus Nordafrika und Nahost weiter öffnen. 

Protestbewegungen in Tunesien und Ägyp-
ten haben zum Jahresbeginn 2011 völlig 
unerwartet die alten Regime um die Präsi-
denten Ben Ali und Mubarak gestürzt. Die 
Menschen auf den Straßen von Tunis, Kai-
ro und Alexandria haben sich die Chance 
für einen politischen Neuanfang in ihren 
Ländern erkämpft und im ganzen Nahen 
Osten ein Signal gesetzt, wie die Demonst-
rationen von Algerien bis Bahrein bewei-
sen. Ägypten und Tunesien befinden sich 
jetzt am Anfang einer schwierigen Phase 
des Übergangs. Die über Jahrzehnte in po-
litischer Stagnation verharrenden Regime, 
dominiert von den beiden Präsidenten und 
ihren Parteien, sind am Ende. Wer und 
was letztlich an ihre Stelle treten wird, ist 
noch offen. Es besteht aber die Chance, 
dass zwei Länder der arabischen Welt in 
den kommenden Wochen den Weg der 
Demokratisierung beschreiten. 
 

Die Europäische Union hat Ägypten und 
Tunesien ihre Unterstützung angeboten. 
Neben den politischen Herausforderungen 
stehen beide Länder auch vor wirtschaftli-
chen und sozialen Problemen, die die 
Übergangsprozesse erschweren werden. 
 
Die Europäische Union betritt mit diesen 
Transformationspartnerschaften politi-
sches Neuland in Nordafrika. Voraus-
gesetzt die sich herausbildenden neuen 
politischen Führungen nehmen das 
Angebot an, bieten die Transformations-
partnerschaften für die Union jetzt die 
Chance, ihre seit 1995 bestehende und 
bisher weitgehend erfolglose Mittelmeer-
politik auf eine neue Grundlage zu stellen. 
Dazu müssen die Brüsseler Akteure jedoch 
eine klare Strategie und aufeinander 
abgestimmte Maßnahmen entwickeln. 
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Auch müssen rasch die entsprechenden 
finanziellen Mittel bereitgestellt werden.  
 

I 

Warum sind die Regime in 
Ägypten und Tunesien ge-
rade jetzt zusammenge-

brochen? 
Die Zusammenbrüche der Regime und ihr 
Tempo kamen für alle Beobachter überra-
schend. Zwar weist etwa die Bertelsmann 
Stiftung in ihrem Transformationsindex 
seit Jahren darauf hin, dass die Demokra-
tiewerte für Nordafrika und den Nahen Os-
ten im regionalen Durchschnitt weit hinter 
denen jeder anderen Weltregion liegen. 
Auch die wirtschaftliche Öffnung dieser 
Länder habe bisher die Mehrheit der Be-
völkerungen nicht erreicht. Die Arab Hu-
man Development Reports der Vereinten 
Nationen greifen seit 2002 systematisch 
Missstände auf. Dennoch galten die Re-
gime als „stabil“. Unter der Oberfläche je-
doch gärte es.  

„Die Missstände waren 
bekannt, doch die Regime 

galten als stabil.“ 
Auch die Länder Nordafrikas wurden von 
der globalen Wirtschaftskrise erfasst, die 
die bestehenden Probleme verstärkte. 
Wirtschaftliche Not angesichts rapide 
steigender Lebensmittelpreise, Arbeitslo-
sigkeit und damit Perspektivlosigkeit vor 
allem der rasch zunehmenden jungen Be-
völkerungsanteile, die jahrzehntelange 
Versagung politischer Rechte, korrupte 
Verwaltungen und regelmäßige und inzwi-
schen gut dokumentierte Menschenrechts-
verletzungen einerseits, neue Kommunika-
tions- und Organisationsformen durch so-
ziale Netzwerke und ein besserer Zugang 
zu Medien und Informationen andererseits 
– alle diese Faktoren beförderten die bür-
gerlichen arabischen Revolutionen 2011. 
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II 

Welche Auswirkungen  
haben die politischen 
Umwälzungen auf die  
Europäische Union und  
ihre Mittelmeerpolitik? 

Die Entwicklungen im südlichen Mittel-
meerraum treffen die Union und ihre Mit-
glieder sehr viel unmittelbarer als etwa 
die USA. Dies zeigt sich in diesen Tagen 
auch angesichts der vielen Flüchtlinge aus 
Nordafrika, die versuchen, über das Mit-
telmeer das europäische Festland zu errei-
chen. Kairo und Tunis sind nur wenige 
Flugstunden von den Hauptstädten der Eu-
ropäischen Union entfernt. EU-Mittelmeer-
politik ist Nachbarschaftspolitik und seit 
2004 zumindest auf dem Papier einer der 
Schwerpunkte europäischer Außenpolitik. 
Die Sicht der Europäischen Union auf den 
südlichen Mittelmeerraum war im letzten 
Jahrzehnt jedoch stark auf sicherheitsrele-
vante Fragen fokussiert. Zwar war die 
Union 1995 in ihrem Barcelona-Prozess 
mit einer breiten Agenda – Sicherheitsfra-
gen, politische Themen, Wirtschaft, Demo-
kratie, Zivilgesellschaft und Menschen-
rechte – angetreten.  

„Die EU muss sich  
vorwerfen lassen, sie habe 
Stabilität und Stagnation  

verwechselt.“ 
Die Folgen des 11. September und die Ter-
roranschläge in Europa, ein wachsender 
Migrationsdruck aus dem südlichen Mit-
telmeerraum sowie Konflikte und Kriege 
in Nahost führten aber zu einer 
„Versicherheitlichung“ und damit einer 
Verengung der Sicht der EU-Länder auf ih-
re südlichen Nachbarn. Damit einherge-
hend galten Präsidialregime, die ihre Län-
der zwar mit harter Hand, aber seit Jahr-
zehnten von außen betrachtet stabil führ-
ten, als verlässliche Partner in einer zu-

nehmend von Instabilitäten bedrohten Re-
gion. Dem Vorwurf, dass sie Stabilität mit 
Stagnation verwechselt hätten, müssen 
sich die EU-Länder nun stellen. Angesichts 
der Entwicklungen in Nordafrika muss die 
EU ihre bestehenden Instrumente grund-
legend reformieren. Alle wesentlichen Be-
reiche für eine Zusammenarbeit sind zwar 
in den Dokumenten der Nachbarschaftspo-
litik und der Union für das Mittelmeer be-
nannt. Jedoch fehlen der Fokus und die 
Durchsetzungsfähigkeit: Die Europäische 
Union muss - wenn angefordert - ihre Hil-
fen an Bedingungen knüpfen. Hier muss 
die EU im Zuge der Transformationspart-
nerschaften deutlich nachlegen. Vielleicht 
ist dies auch eine Chance für die vor sich 
hin dümpelnde Mittelmeerpolitik. 
 

III 

Welche Rolle spielt die 
wirtschaftliche und soziale 
Situation der Menschen in 
Ägypten und Tunesien für 
die Übergangsprozesse? 

Ägypten und Tunesien stehen nicht nur 
politisch schwierige Zeiten des Übergangs 
bevor, deren genaue Richtung und Ende 
derzeit noch nicht absehbar ist. Beide 
Länder weisen bis jetzt erhebliche Defizite 
im Bereich demokratischer Wahlen, Ge-
waltenteilung, der Unabhängigkeit der Ge-
richte, einer effizienten Verwaltung, Ver-
sammlungs- und Pressefreiheit auf. Der 
politische Wandel vollzieht sich darüber 
hinaus vor dem Hintergrund wirtschaftli-
cher Probleme und sozialer Spannungen, 
die schon in den vergangenen Jahren – im 
Westen vielfach unbemerkt – zu Protesten 
und Demonstrationen in beiden Ländern 
geführt haben. Die Regierungen in beiden 
Ländern haben in den vergangenen Jahren 
Wirtschaftsreformen durchgeführt. Von 
den hohen Wachstumsraten haben aller-
dings vor allem die Herrschaftseliten pro-
fitiert. Die wirkliche Arbeitslosigkeit liegt 
weit höher als die offiziell angegebene, ein 
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vergleichsweise hoher Bevölkerungsanteil 
lebt weiter in Armut. Analphabetismus 
nimmt zwar ab, ist aber bei Erwachsenen 
immer noch hoch. Zwar gibt es Zugang zu 
Bildung, aber die Chancen für eine wach-
sende Zahl junger Menschen auf einen Ar-
beitsplatz sind gering. Die Jugendarbeits-
losigkeit in beiden Ländern ist deutlich 

höher als die von Erwachsenen. Vor allem 
Ägypten, ein Land mit über 80 Millionen 
Menschen, steht schlicht angesichts seiner 
(wachsenden) Bevölkerungszahl vor enor-
men Herausforderungen. Politische Trans-
formation kann in beiden Ländern nur 
dann fruchten, wenn sie durch wirtschaft-
liche und soziale Entwicklung flankiert 
wird. 
 

IV 

Welche Rolle kann die EU 
in den Transformations-

prozessen spielen? 
Die Europäische Union kann lediglich An-
gebote machen, die Transformationspro-
zesse zu unterstützen. In der Region ist 
die Erinnerung an Fremdherrschaft und 
die aggressive Demokratisierungsagenda 
der US-Regierung unter George W. Bush 
sehr wach. Es ist daher richtig, die  
„ownership“ der neuen Führungen und 

Menschen in der Region zu unterstrei-
chen. Allerdings hat die EU ein starkes In-
teresse daran, dass es zu einer Demokrati-
sierung und dadurch Stabilisierung ihrer 
Nachbarn kommt. Deshalb sollte die EU 
darauf setzen, attraktive Angebote zu ma-
chen, die aber gleichzeitig an harte Bedin-
gungen geknüpft sind. Reformen machen 

sich bezahlt, 
Rückschritte ha-
ben Folgen. Je 
stärker die Union 
dabei als einheit-
licher Block auf-
tritt, umso mehr 
hat sie Aussicht 
auf Erfolg. Insbe-
sondere gilt dies 
mit Blick auf den 
Zugang zu ihrem 
Binnenmarkt – ein 
sensibles Thema 
in der EU, was 

landwirtschaftli-
che Produkte an-
geht, die für diese 
Exportländer aber 

von großem Interesse sind. Hier hat die 
EU ein starkes Instrument in der Hand, 
das sie als Hilfe und Belohnung anbieten 
kann. Auch im Bereich zirkulärer Migrati-
on könnte die EU Angebote machen, die 
temporären Zugang zu Bildung und Aus-
bildung ermöglichen. Die restriktive 
Handhabung von Visa für Menschen aus 
der Region setzt bisher die falschen Zei-
chen. Europas Jugend kann mit Billigflie-
gern nach Nordafrika jetten – der umge-
kehrte Weg bleibt aber den Menschen aus 
Nordafrika weit gehend versperrt. Das 
Mittelmeer, das einst Handel ermöglichte 
und Verbindungen schuf, ist heute für sie 
ein Symbol der Teilung. Dies muss nicht 
so bleiben – dazu können die EU und ihre 
Mitglieder neue Rahmenbedingungen 
schaffen. Insgesamt sollte die EU auf maß-
geschneiderte Agenden setzen, die die 
wirtschaftliche Entwicklung der breiten 
Bevölkerung unterstützt, dazu beiträgt, 
Bildungschancen zu verbessern und die 
Jugend und Frauen in den Fokus ihrer 
Programme nimmt. Im Bereich politischer 
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Reformen kann die EU Unterstützung bei 
der Vorbereitung freier Wahlen anbieten 
und Wahlbeobachter schicken. Sie kann 
Verfassungsexperten entsenden, Europas 
Stiftungen und NGOs können Training für 
Parteien und Kandidaten anbieten. Korrup-
te und ineffiziente Verwaltungsapparate 
müssen reformiert werden – hier hat die 
EU Erfahrung und kann Beratungsmissio-
nen entsenden. 
 
Die EU sollte ihre Maßnahmen dabei mit 
denen ihrer Mitglieder und mit anderen 
Ländern und Organisationen abstimmen. 
Es darf jetzt nicht zu einer Welle der Eu-
phorie kommen, die wahllos Gelder in die 
Region spült. Erster Schritt sollte darum 
eine Konferenz für Transformationspart-
nerschaften mit Ägypten und Tunesien 
sein, an denen auch andere Länder und 
Organisationen als Beobachter teilnehmen 
können. 
 

V 

Wie soll die EU mit den 
Bewegungen des politi-
schen Islam umgehen? 

Bisher standen Europas Regierungen den 
Bewegungen des politischen Islam eher 
mit Zurückhaltung gegenüber. Durch den 
Diskurs seit dem 11. September wurden 
dessen radikale Ausprägungen, die ledig-
lich von einer Minderheit vertreten wer-
den, in den Vordergrund gerückt. Dies 
führt jetzt dazu, dass Europas Hauptstädte 
viele der islamistischen Akteure, die sich 
in den letzten Wochen neue Freiheiten er-
kämpft haben, schlicht kaum kennen. Is-
lamistische Bewegungen und Parteien 
werden aber in Zukunft sowohl in Ägypten 
als auch in Tunesien eine stärkere politi-
sche Rolle spielen. Die Ländergutachten 
im Rahmen des Bertelsmann Transforma-
tion Index zeigen, dass Islamisten häufig 
die wichtigsten oder gar einzigen Kräfte 
sind, die sich unter den repressiven Regi-
men behauptet haben. Liberale und säku-
lare Parteien wurden erfolgreich klein ge-
halten. Islamisten in der Region fordern 

seit Jahren Demokratie, Korruptionsbe-
kämpfung, soziale Verantwortung und gu-
te Regierungsführung ein. In Ägypten ha-
ben etwa die Muslimbrüder zentrale sozia-
le Aufgaben übernommen, die das Regime 
nicht erbringen konnte oder wollte.  

„Islamisten fordern  
Demokratie und tragen 
soziale Verantwortung.“ 

Sie sind tief in der Bevölkerung verwurzelt 
und verfügen nicht nur über ein gewisses 
Maß an Glaubwürdigkeit, sondern auch 
über die notwendige Infrastruktur, um 
sich der sozialen Bedürfnisse der Bevölke-
rung anzunehmen. Noch ist offen, ob sich 
in Ägypten und Tunesien eher die modera-
ten oder konservativen Flügel durchset-
zen. Auch darum ist die EU gefordert. Was 
schon in der  Vergangenheit von Kritikern 
angemahnt wurde, muss endlich auf die 
Agenda der Europäischen Union: ein Dia-
log auch mit islamistischen Bewegungen 
und Parteien, die Gewalt ablehnen. 
 

VI 

Welche Rolle sollte der 
neue Europäische Auswär-

tige Dienst spielen? 
Der Europäische Auswärtige Dienst (EAD) 
ist seit dem 1. Dezember 2010 offiziell ar-
beitsfähig. Sein Aufbau ist jedoch noch 
nicht abgeschlossen. Die Mitarbeiter aus 
der Europäischen Kommission, dem Gene-
ralsekretariat des Rates und den nationa-
len diplomatischen Diensten werden erst 
nach und nach zusammengezogen. Es be-
stehen weiterhin grundsätzliche Fragen 
hinsichtlich des Zuschnitts, der Verteilung 
der Aufgaben und der Finanzierung, die 
sich im Wesentlichen damit erklären las-
sen, dass mit dem EAD die bisherigen Zu-
ständigkeiten von Kommission und Rat im 
Bereich der Außenpolitik gebündelt wer-
den und dies nicht ohne Schlachtengeräu-
sche von statten geht. Die EU-
Delegationen in Drittländern sind eben-



 
sp

ot
lig

ht
 e

ur
op

e 
  #

 2
01

1/
01

   
   

   
   

 W
an

de
l i

n 
N

or
da

fr
ik

a 
   

   
   

   
Se

it
e 

6 

falls noch im Umbau begriffen. Bisher wa-
ren hier lediglich Vertreter der EU-
Kommission stationiert und bis jetzt auch 
noch deutlich in der Mehrheit. 
 
Die politischen Umwälzungen in Nordafri-
ka sind jetzt die erste große Bewährungs-
probe für den EAD und die Hohe Beauf-
tragte Catherine Ashton, die den neuen 
Dienst leitet. Zügig und vorrangig sollten 
nun die EU-Delegationen in Kairo und Tu-
nis, aber auch in den anderen Hauptstäd-
ten des Nahen Ostens und Nordafrikas 
entlang der Ziele der Transformations-
partnerschaften aufgebaut und im Sinne 
der EU-Nachbarschaftspolitik ausgerichtet 
werden. In diesen Delegationen kann nun 
endlich die Gesamtheit der EU-Politiken 
abgebildet werden. Auf dieses neue In-
strument sollte die EU setzen. 
 

VII 

Wie kann die Europäische 
Nachbarschaftspolitik  
reformiert werden?  

Soll die Mittelmeerunion 
aufgelöst werden? 

Die Europäische Union hat 2004 den Bar-
celona-Prozess mit der südlichen Dimensi-
on der Europäischen Nachbarschaftspolitik 
ergänzt. Während die ENP stärker nach 
einem bilateralen Ansatz arbeitet, wählte 
die in Barcelona begonnene Politik– 2008 
umgewandelt in die Union für das Mittel-
meer – einen multilateralen Rahmen. Bar-
celona und später die Mittelmeerunion ha-
ben sich jedoch bisher aufgrund der Blo-
ckade durch den Nahostkonflikt und durch 
den fehlenden politischen Willen der EU-
Mitglieder und Partnerländer als weit ge-
hend erfolglos erwiesen. Die Mittelmeer-
union ist politisch tot und müsste in ihrer 
jetzigen Form aufgelöst werden. Ihre inte-
ressanten Ansätze etwa im Bereich der 
nachhaltigen Energieversorgung (Mittel-
meer-Solarplan) oder des Umweltschutzes 
können auch im Rahmen der ENP umge-
setzt werden. Der Ansatz der ENP erlaubt 

maßgeschneiderte Politiken, diese müss-
ten entlang der Prioritäten der neuen 
Transformationspartnerschaften ausgefüllt 
werden. Hier wird sich erweisen, dass we-
niger mehr ist.  

„Die Mittelmeerunion 
steckt fest, es braucht jetzt  

konzentrierte  
Zusammenarbeit.“ 

Wie oben beschrieben, sollte sich die Uni-
on auf deutlich weniger Bereiche der Zu-
sammenarbeit konzentrieren, diese aber 
rigoros an Bedingungen knüpfen. Die Mit-
telmeerunion ist in ihrer gegenwärtigen 
Form wenig brauchbar, sie sollte sich lie-
ber auf Sicherheitsprobleme wie etwa 
Flüchtlingsfragen konzentrieren. Dies 
könnte ein erster Schritt hin zu einem 
strukturierten Sicherheitsdialog in der Re-
gion sein, der im nächsten Schritt auch die 
Golfstaaten einbeziehen müsste. 
 

VIII 

Was bedeuten die  
Entwicklungen in der  

Region für den Nahost-
Friedensprozess? 

In Camp David schloss Ägypten unter Prä-
sident Anwar al-Sadat 1979 Frieden mit 
Israel. Das Land war unter Präsident Hosni 
Mubarak ein wichtiger Verbündeter für Is-
rael und den Westen und profitiert von Mi-
litär- und Entwicklungshilfe in Milliarden-
höhe. Bei den Bemühungen der USA und 
des Nahost-Quartetts für den Friedenspro-
zess zwischen Israel und den Palästinen-
sern zeigte sich Ägypten unter Mubarak 
kooperativ und versuchte auch mit eige-
nen Initiativen etwa zwischen den palästi-
nensischen Fraktionen Fatah und Hamas 
zu vermitteln. In Israel dominieren jetzt 
Stimmen, die das Ende Mubaraks als eine 
Gefahr für die Stabilität Ägyptens und da-
mit auch für Israel sehen. Nur wenige 
verweisen auf die neuen Möglichkeiten 
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durch eine Demokratisierung Nordafrikas. 
Insbesondere die Szenarien einer längeren 
Phase der Instabilität und einer möglichen 
politischen Aufwertung der islamistischen 
Muslimbrüder – auf die auch die den Ga-
zastreifen regierende Hamas zurückgeht – 
erfüllen viele Menschen in Israel mit Sor-
ge. Während nicht davon auszugehen ist, 
dass eine neue politische Führung in Kairo 
den Friedensvertrag mit Israel aufkündi-
gen wird, ist momentan schwer abzuse-
hen, wie sich die politische Lage in Ägyp-
ten, aber auch in anderen Ländern der Re-
gion entwickeln wird. Es ist nicht ausge-
schlossen, dass es zu einer Destabilisie-
rung von Ländern in der Region kommt. 
Für Israel hat damit eine neue Phase der 
Unsicherheit begonnen.  Übrigens auch 
für die Palästinenser, die sich erhoffen, 
dass die Internationale Gemeinschaft im 
September die Ausrufung ihres Staates un-

terstütze.  Palästinenserpräsident Abbas 
fürchtet, dass sich die internationale Auf-
merksamkeit nicht mehr auf die Lösung 
des Nahost-Konfliktes konzentrieren könn-
te. Deshalb war es eine gute Entscheidung 
der Hohen Beauftragten Catherine Ashton, 
auf ihrer Nahostreise Mitte Februar 2011 
auch nach Israel und in die Palästinenser-
gebiete zu reisen. Im Rahmen der Münch-
ner Sicherheitskonferenz hatte sie sich 
kurz zuvor mit ihren Quartett-Kollegen 
aus den Vereinigten Staaten, Russland, 
der EU und der UN abgestimmt und die 
Verknüpfung der Entwicklungen in Nord-
afrika mit dem Nahostkonflikt unterstri-
chen. Die EU sollte jetzt im Quartett einen 
erneuten energischen Vorstoß für einen 
Friedensschluss zwischen Israel und den 
Palästinensern unternehmen. Dafür muss 
das Quartett unbedingt in Jerusalem tagen. 
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